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Hedingen Gesamtrevision Richt- und Nutzungsplanung - Vorprüfung

Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom O2. März 2020 haben Sie uns Revision der Bicht- und Nutzungsplanung
Hedingen zur Vorprüfung eingereicht. Wir haben das Amt für Verkehr (AFV) der Volkswirt-
schaftsdirektion, das Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL), das Amt für Land-
schaft und Natur (ALN), die Fachstelle Lärmschutz des Tiefbauamts (TBA/FALS), die Fach-
stelle Landschaft des Amts für Raumentwicklung (AREiFS LA), die Gebietsbetreuung Orts-
bild und Städtebau des Amts für Raumentwicklung (ARE/OBS) sowie die Abteilung Archäo-
logie und Denkmalpflege des Amts für Raumentwicklung (ARE/A&D)der Baudirektion zum
Mitbericht eingeladen. Deren Stellungnahmen sind in die Vorprüfung eingeflossen. Gerne
nehmen wir zur Vorlage wie folgt Stellung:

1. Ausgangslage
Die Gemeinde Hedingen hat die Gesamtrevision ihrer Ortsplanung in Auftrag gegeben.
Grund dafür sind unter anderem die Vorgaben aus dem Kantonalen Richtplan (Kantons-
ratsbeschluss vom 28. Oktober 2019) sowie das in Zusammenhang mit der Harmonisie-
rung der Baubegriffe revidierte Planungs-.und Baugesetz von 2017 . Bei der vorliegenden
Gesamtrevision galt vor diesem Hintergrund der Siedlungsentwicklung nach lnnen ein be-
sonderes Augenmerk; desweiteren wurden die Baubegriffe aus der lnterkantonalen Verein-
barung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) übernommen.

Die rechtsgültige kommunale Richtplanung (Richtplan Siedlung und Landschalt sowie
Richtplan Verkeh$ stammt aus dem Jahre 1994. Der Richtplan Verkehr wurde gesamthaft
revidiert, der Flichtplan Siedlung und Landschaft hingegen wird ersatzlos aufgehoben, da
die Entwicklungsstrategie der Gemeinde Hedingen im REK vom 24. Februar 2020 aufge-
zeigt und direkt in die Nutzungsplanung umgesätzt wird. Die gültige Bau- und Zonenord-
nung und der Zonenplan stammen aus dem Jahr 1993, die Kernzonenpläne haben ver-
schiedene Altersstände. Die Dokumente der Nutzungsplanung wurdengesamthaft überar-
beitet.

Die Vorlage umfasst folgende Bestandteile
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Kommunale Richtplanung, Planungsbericht nach Art. 47 RPV, 24.Februar 2020

-Kommunaler Verkehrs richtplan, 1 :5'000, 24 - F ebruar 2O20

Kommunäler Verkehrsrichtplan, Richtplantert, 24. Februar 2020

Räumliches Entwickl ungskonzept, Bericht, 24. F ebruar 2020

Zonenplan, 1:5'000, 24. Februar 202Q
Kernzonenplan, 1 : 1 1000,,24. Februar 2O2O

Bau- und Zbnenordnung,24. Februar 2020
Bau- und Zonenordrtung, Synoptische Darstellung, 24. Februar 2020
Kommunale Nutzungsplanung, Planungsbericht nach Ar1. 47 RPV, 24. Februar 2020

2. Gesamtbeurteilung
Pt an u n gs rechttiche r Kontext

Gemäss kantonatem Raumordnungskonzept (ROK-ZH) ist die Gemeinde Hedingen dem

Handlungsraum "Urbane Wohnlandschaft" zugeordnet. ln diesem Raum ist die regionale

Zentrumöfunktion der darin befindlichen Ortschaften charakteristisch sowie eine hohe Ent-

wicklungsdynamik und eine sehr gute Erschliessung mit den öffentlichen Verkehrsmitteln.

BOoZ; deä künf ti gen Bevölkerungswachstu ms sol l in d en Handl un gsräumen 
-"Stadtland-

schaft" und ',Urbane Wohnlandschaft" stattfinden. Die dafür notwendigen Kapazitäten sind

unter konsequenter Mobilisierung der inneren Reserven bereitzustellen.

Der regionale Richtplan sieht für Hedingen am östlichen Ortsrand eine niedrige bauliche

Dichte-vor. Nordwestlich des Zentrums und bis zum Siedlungsrand wird hingegen ein grös-

serer Bereich als Gebiet für hohe bauliche Dichte ausgeschieden. Dieses Gebiet korres-

pondiert in einem Abschnitt entlang der Bahnlinie mit einem regionalen Arbeitsplatzgebiet'

bie ganntinie selbst entspricht einem Vernetzungskorridor, welcher von Norden.nach Sü-

den durch Hedingen fühn. Südwestlich an das Siedlungsgebiet angrenzend befindet sich

ein Freihaltegebiät und entlang des Dor{bachs ist weiter ein Erholungsgebiet ausgeschie'

den.

Der Ortskern von Hedingen ist im kantonalen lnventar der schutzwürdigen Ortsbilder von

überkommunaler Bedeulung (KOBI) verzeichnet, mit der Einstufung einer regionalen Be'

deutung. Der nahtlose Üneigang des südlichen Siedlungsgebietes von Hedingen in jenes

von Affoltern am Albis verlangt eine koordinierte Planung.

Würdigu.ng

Die vorliegende Gesamtrevision der Ortsplanung von Hedingen setzt die übergeordneten

Vorgaberiund Auflagen um. Die vorgesehenen Anpassungen der Nutzungsplanung sind

mär"iinat und nachvätziehbar hergeiäitet. Sämtlichä Massnahmen sind auf das partizipativ

erarfeitete Räumtiche Entwicklungskonzept (REK) abgestützt und stringent umgesetzt'

Einzig die Zentrumsplanung - Entwicklungsgebiet 1. gqmäss REf - YyrdP aus der Nut-

zungöplanung ausgäKamniert und soll nun farallel im Rahmen einer Masterplanung ange'

stosien werdän. Dlese zeitliche Verzögerung ist bedauerlich und bzgl. der Planbeständig'

keit kritisch zu beurteilen - musste in diesem Zusammenhang denn auch eine Planungs'

zone verhängt werden und soll die BZO, gestützt auf die Ergebnisse der Masterplanung,

daraufhin nochmals teilrevidierl werden.
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Der Fokus der Gesamtrevision liegt auf der Uberarbeitung der Kernzonen und der dazuge-
hörigen Kernzonenplan, der Schaffung von Möglichkeiten zum Verdichten im Bestand und
den nötigen Massnahmen für ein (moderates Bbvölkerungswachstum". Es werden ver-
bindliche Kernzonenplähe erstellt, welche grösstenteils den Schutzzielen des Ortsbildin-
ventars (KOBI) entsprechen. Begnisst werden seitens Ofisbildschutz zudem die neuen
Bestimmungen f ür Solaranlagen (BZO Art. 15), welche eine gute Eingliederung in die Kern-
zone ermöglichen.

Es wird festgestellt, dass mit der Revision der Ofisplanung bezüglich dem Bevölkerungs-
wachstum eine eher zurückhaltende Haltung eingenommen wird. Dies wird damit begrün-
det, dass es zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich sei, die Gemeindeentwicklung konkret
einzuschätzen. Dennoch widerspricht die gemäss REK angestrebte Entwicklung nicht den
übergeordneten Vorgaben und kann somit seitens Kanton gestützt werden. Gesamthaft
kann festgehalten werden, dass die Zielformulierungen aus der übergeordneten Richtpla-
nung und dem REK mit den getroffenen Massnahmen erfüllt werden.

: Die zur Vorprüfung eingereichte Gesamtrevision der Or:tsplanung der Gemeinde Hedingen
weist einen guten Stand auf. Ein Grossteilder Empfehlungen und Auflagen betreffen den
Bereich Verkehr und insbesondere den Planungsbericht zur kommunalen Flichtplanung.
Das Amt für Verkehr (AFV) stellt sich deshalb zur Verfügung, um allfällige Fragen und Un-
sicherheiten bilateral zu klären. Können dadurch die offenen Fragen und Auflagen des AFV
bereinigt und umgesetzt werden, kann eine Genehmigung in Aussicht gestellt werden.

Als Besprechungsgrundlage für das erwähnte Gespräch liegt dem Vorprüfungsbericht der
Mitbericht des AFV bei. Als Kontakt beim Amt für Verkehr steht Michael Löchl, Stv. Abtei-
lungsleiter (043 259 54 45, michael.loechl@vd.zh.ch) zur Verfügung.

Damit sich die vorliegende Planung als rechtmässig, zweckmässig und angemessen ge-
mäss $ 5 PBG erweist, ist sie entsprechend den nachfolgenden Anträgen und Anmerkun-
gen zu überarbeiten.

3. Beurteilung im Einzelnen
Zonenplan

Totatrevision der Verordnung über die einheittiche Darsteltung von Nutzungsplänen (VDNP)

Am 1. August 2016 ist die Verordnung über die Darstellung von Nutzungsplänen (VDNP;
LS 701 .12) in Kraft getreten. Wir stellen fest, dass die Vorgaben grösstenteils noch nicht
umgesetzt wurden. Auch wenn es sich vorliegend nicht um eine Gesamtrevision handelt,
sind die Vorgaben der VDNP Genehmigungsvoraussetzung und entsprechend einzuhalten.

Gemäss einer ersten Beur.teilung ist bei der Überarbeitung vor allem folgender Aspekt zu
berücksichtigen:

- Das Titelblatt hat die Elemente gemäss $ 5 Abs. 2 VDNP zu enthalten.
-' Das Legendenblatt weist die Plandarstellungen als Festlegunqen und/oder lnformations-

inhalte aus.
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t Die Darstellung der Zonenplanrevision hat die Vorgaben der VDNP
einzuhalten und ist entsprechend zu überarbeiten.

Kanton ale N utzungszon en u nd statische Waldgrenzen

Die kantonalen und regionalen Nutzungszonen werden gestützt auf $ 2 lit. b des Planungs-

und Baugesetzes des Kantons Zürich (PBG) vom 7. September 1 975 (Stand 1 . Juli 2015)

bzw. gg 36 und 39 PBG festgesetzt. Festgesetzt werden auch die Lückenschliessungen

der Waldgrenzen entlang von Bauzonen basierend auf Art. 10 Abs. 2lil. a und 13 des Bun.

desgeseties über Oen VüaU vom 4. Oktober 1991 (Waldgesetz, WaG) und die statischen
Waldgrenzen ausserhalb d'er Bauzone, gestützl auf Art. 10 Abs. 2 lit. b und 13 WaG, sowie

auf dön kantonalen Richtplan (Beschluss des Kantonsrates [Festsetzung]; Stand 28. Okto-

ber 2019, Pt. 3.3 Wald).

lm Rahmen dieser Festsetzung durch das ARE wurden auch für Hedingen diverse,not'
wendige Anpassungen der Nutzungsplanung festgestellt (ARE Geschäl|20-0711). Da dies

zeitgleich mit der Vorprufung der vorliegenden Gesamtrevision geschehen ist, wird parallel

zum Vorprüfungsbericht auch die Neufestsetzung (Entwut{sstand zur Stellungnahme vom

13. August 2020) des Plans der kantonalen und regionalen Nutzungszonen / Festsetzung

statische Waldgrenzen versandt. Dies erlaubt es der Gemeinde, in die Uberarbeitung der
vorliegenden Revision der Richt- und Nutzungsplanung auch die Anpassungen der kanto-
nalen Nutzungszonen und der Festsetzung der statischen Waldgrenzen einfliessen zu las-

sen. Vor der öffentlichen Auflage der ange-sprochenen Planungsinstrumente wird die Ge-

meinde daher eingeladen, diese dem ARE zum Abgleich zukommen zu lassen (Kontakt

ARE: Aude Ratia, Gebietsbetreuerin Richt- und Nutzungsplanung, 043 259 30 43, aude.ra-

tia@bd.zh.ch).

t Die Neufestsetzung der kantonalen und regionalen Nulzungszonen, sowie die Fest'
setzung der statischen Waldgrenzen soll direkt in die Uberarbeitung der vorliegen-

den'Revision der Richt- und Nutzungsplanung miteinfliessen und mit dem ARE ab-
geglichen werden.

G ew äs se rrau mf e stl e g u n g

Die Gewässerräume in der Gemeinde Hedingen sind noch nicht festgelegt. Der Uferstrei-
fen bzw. Gewässerraum ist von ober- und unterirdischen Bauten, Anlagen, Ausstattungen
und Ausiüstungen freizuhalten. Es dürfen nur standortgebundene, im öffentlichen lnteresse
liegende Anlagen wie Fuss- und Wanderwege, Flusskraftwerke oder Brücken erstellt wer-

den (Art. 41c Abs. 1 GSchV).

lm Bereich der Zonenplanänderung Nr. 2 liegt das Wasserrecht Nr. 69 Bezirk Atfoltern.
Ohne Einwilliguqg des AWEL und des Wasserrechtsinhabers düden keine Veränderungen
an der Wasserreöhtsanlage vorgenommen werden. Weiter liegt die Umzonung innerhalb

des 20 m breiten Ulerstreifens des Hedigerweihers'

Der Uferstreifen bzw. Gewässerraum ist als Bauzone nicht geeignet (An. 15 des Raumpla-
nungsgesetzes) sowie gestützt auf Ait. 1 7 RPG einer Schutzzone bzw. Nichtb auzone zuzu'
ordnen. Da es sich bei Erholungszonen nicht um Bauzonen im Sinne von Art. 15 RPG,
sondern um übrige Zonen nach Art. 18 Abs. 1 RPG handelt, kann der Zonenplanänderung
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zugestimmt werden. Dies auch, da der Damm einer Stauanlage nicht als Wald bezeichnet
werden kann.

Unabhängig davon ist der Uferstreifen bzw. Gewässerraum des Hedigenrueihers von Bau-
ten und Anlagen freizuhalten. Der Gewässernutzung, also auch der Erholungsnutzung, die-
nende Anlagen sind innerhalb des Uferstreifens bzw. Gewässerraums zulässig.

+ lnnerhalb der Zonenplanänderung Nr,. 6 Gebiete Hasenacher und Bifang fliesst der
Hofibach, öffentliches Gewässer Nr. 1.0. Bezüglich der Nutzung des Uferstreifens
sind die oben genannten Vorschriften zu beachten.

Wald

lm Zonenplan sowie im Planungsbericht entsprechen die Waldflächen nicht den aktuellen
Waldflächen der amtlichen Vermessung. Beispielsweise ist der Wald des Reservoirs im
Gebiet Weienrueid noch nicht als Wald klassierl. Die Pläne sind entsprechend anzupassen.
Als Grundlage ist die Waldfläche der aktuellen amtlichen Vermessung zu verwenden. lm
Planungsbericht ist die nachfolgende Stelle für den Zonenplan relevant:

Gebiet Hasenacher und Bifang (Nr. 6), Seite 23. Laut Bericht war ein Teil der Parzelle Kat.-
Nr. 231 1 früher Wald. Diese Waldfläche sei heute aber gemäss den Daten der amtlichen
Vermessung nur noch eine bestockte Fläche, weshalb die Waldabstandslinie aufzuheben
sei. Gemäss der aktuellen amtlichen Vermessung handelt es sich bei der betreffenden Be-
stockung allerdings immer noch um Wald im Sinne des Gesetzes. Der Wald erstreckt sich
entlang des Höfibachs bis rund 320 m südlich (Luftlinie)des Andresenweihers. Dement-
sprechend ist die Umzonung nur ausserhalb des gültigen Waldareals vorzunehmen. Der
heutige Verlauf der Waldabstandslinie ist zu überprüfen. Der Bericht ist entsprechend an-
zupassen.

t Für die Korrekturen der Waldflächen gemäss obiger Ausführung sind die Daten der
aktuellen amtlichen Vermessung zu venruenden.

+ Auf den ParzellenKat.-Nr. 2311 und Kat.-Nr. 2314 beim Hasenacher und Bifang darf
nur die Fläche ausserhalb des rechtskräftigen Waldareals, gemäss aktueller amtli-
cher Vermessung, umgezont werden. Die gültige Waldabstandslinie ist beizubehal-
ten. Der heutige Verlauf der Waldabstandslinie ist zu überprüfen. Der Planungsbe-
richt ist auf Seite 23 beim Gebiet Hasenacher und Bifang entsprechend anzupassen.

Naturschutz

Gemäss gültigem Zonenplan liegt das Naturschutzobjekt Nr. 310 der kommunalen Verord-
nung über den Natur- und Landschaftsschutz vom 12, Juni 2018 in der Wohnzone 1 .0 (be-
trifft Parzelle Kat.-Nr. 2498 im Eigentum der Gemeinde Hedingen). Um den Schutz langfris-
tig zu sichern, soll das Objekt einer Freihaltezone zugewiesen werden.

t Das kommunale Schutzgebiet, Objekt Nr. 310 gemäss der kommunalen Verordnung
über den Natur- und Landschaftsschutz vom 12. Juni 2018, soll von der Wohnzone
1.0 in eine Freihaltezone umgezont werden.
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Lärmschutz

lm rechtskräftigen Zonenplan sind Gebiete in der Wohnzone sowie in der Kernzone entlang
der Zürcherstrasse mit einer Höhereinstufung in die ES lll nach Art. 43 Abs. 2 LSV be-
zeichnet. Die überlagernde Festlegung ist in der vorliegenden Revision des Zonenplans
übernommen worden. Die Notwendigkeit b-zw. Zweckmässigkeit einer Höhereinstufung in

die ES lll ist in Anbetracht der Verkehrsabnahme auf der Ortsdurchfahrt durch den Bau der
Autobahn 44 aus Sicht des Lärmschützes zu überprüfen. Die Höhereinstufung ist gemäss
Bundesgerichtsentscheid (BGE_1A_89_1994) nur dann noch gerechtfertigt, wenn die
Grenzwerte der ES ll auf der Baulinie um 6 dB oder mehr überschritten sind. Für die be-
sagten Gebiete ist der entsprechende Nachweis auf Basis aktueller Verkehrszahlen 7u er-
briägen. Fällt die heutige Lärmbelastung geringer aus, ist auf die Festlegung der Höherein-
stufung zu verzichten. Weitere lnformationen sind in der FAlS-Publikation Lärminfo 1 "Ge'
meindeweise Zuordnung der Empfindlichkeitsstufen" (laerm.zh.ch) enthalten.

t Die Gebiete mit rechtskräftiger Höhereinstufung nach Art. 43 Abs. 2 LSV sind zu

überprüfen und zurückzunehmen.

ln den Erholungszonen ist eine ES-Zuordnung nur dann vorzunehmen, wenn ein speziel-
les, das heisst flächendeckendes Lärmschutzbedürfnis besteht oder falls sich darin Bauten
mit lärmempfindlichen Räumen befinden. Trifft keiner der beiden Fälle zu, so kann auf eine
ES-Zuordnung verzichtet werden (vgl. Freihaltezonen).

Aus Sicht der Fachstelle Lärmschutz könnte vorliegend auf eine ES-Zuordnung bei den Er-
holungszonenEZP und EZC vermutlich verzichtet werden. Bei den Erholungszone EZS
und allenfalls EZB dürfte sich die ES-Zuordnung auf lärmempfindliche Räume in Bauten
beschränken. Diese gebäudespezifische ES-Zubrdnung ist im Zonenplan und der BZO ein-
deutig festzuhalten. Weitere lnformationen sind der FAlS-Publikation Lärminfo 1 zu ent-
nehmen.

+ Die ES-Zuordnung in den Erholungszonen ist zu überprüfen.

ES in den Wohn- und Kernzonen

Gemäss Art. 43 LSV gilt in den Wohnzonen nutzungskonform die ES ll. ln der l-egende des
Zonenplans sowie in der BZO ist auf die zusätzliche Angabe der ES lll zu verzichten.
Grundsätzlich kann der Kernzone in Abhängigkeit des zulässigen Störgrads der betriebli.
chen Nutzungen entweder die ES ll oder die ES lll zugewiesen werden. Gemäss BZO der
Gemeinde Hedingen sind in der Kernzone aber nur ni0ht störende Betriebe zulässig, so-
dass der Kernzone hier die ES ll zuzuordnen ist. ln der Kernzone Weiler und der Kernzone
Unterdorf sind auch mässig störende Beüiebe zulässig, sodass die ES lll gilt.

Dass in gewissen Gebieten in der Wohnzone und der Kernzone entlang der Zürcherstrasse
autgrund einer Höhereinstutung gemäss Art. 43 Abs. 2 LSV die ES lll gilt, geht aus der ent-
sprechenden überlagernden Festlegung hervor (vgl. auch Hinweis unter Zonenplan -

Lärmschutz auf S. 5):

+ Den Wohnzonen W1.6, W2.O und W2.5 sowie der Kernzone K ist im Zonenplan so-
wie in der BZO (An. 2 Abs. 1 lit. a) nur die ES ll zuzuordnen.
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Kernzonenplan
Attgemeines

Jedes Ortsbild hat für sich als Ganzes Lagequalitäten sowie räumliche und architekturhisto-
rische Qualitäten. Der historische Siedlungskern von Hedingen besitzt "Lagequalitäten
durch seine Situierung am Hang, mit einer dominant am erhöhten Siedlungsrand in Er-
scheinung tretenden spätgotischen Kirche. Räur.nliche Qualitäten sind im Bereich des noch
ursprünglich erhaltenen Ortskernes mit schönen, regionaltypisch ausgeprägten Fachwerk-
häusern und z.T. weitläufigen Grünbereichen mit Nutzgärten und Wiesland vorhanden".
(vgl. Orlsbildbeschrieb Dez. 2000). Diese Qualitäten gilt es mit der grundeigentümerver-
bindlichen Festsetzung des Kernzonenplans zu sichern.

Der revidierte Kernzonenplan ,.OberdorJ, erfüllt bereits grösstenteils die im lnventar der
schutzwürdigen Ortsbilder von überkommunaler Bedeutung (KOBI)formulierten Zielsetzun-
gen. Er sichert namentlich die Bebauungsstruktur indem die ortsbaulich wichtigen, prägen-
den oder strukturbildenden Gebäude schwarz gekennzeichnet oder die Firstrichtung mar-
kiert werden. Auch werden die "wichtigen Freiräume" mit entsprechender Kennzeichnung
im Kernzonenplan gesichert.

Bezüglich der detaillierten Umsetzung der.oben genannten Gebäude, der im KOBI markier-
ten Hauptfirstrichtungen und der "wichtigen Begrenzungen von Strassen-, Plalz- und Frei-
räume',, ebenso wie des Perimeters selbst, ist der Kernzonenplan "Oberdorf" jedoch noch
hinsichtlich einer Übereinstimmung mit den Vorgaben des Kantons zu überarbeiten (siehe
folgende Unterkapitel).

Perimeter Kernzone

Nördlich des Gersteigs und östlich der Haldenstrasse korrespondiert die Grenze der Kern-
zone noch nicht mit derjenigen des lnventarplans. Für Gebäude in der Wohnzone gelten
andere Anforderungen als für diejenigen in der Kernzone. Dies führt dazu, dass dort eine
gesonderte Bewilligungspraxis gelten würde, welche in Abstimmung mit den Anforderun-
gen an Gebäude im Ortsbildperimeter gebracht werden müsste. Um solche AUsnahmefälle
zu vermeiden, sind die Bereiche im Ortsbildperimeter in der Kernzone zu belassen (vgl.
auch Protokoll der Besprechung von Vertretern der Gemeinde und des Kantons vom 05.
Juli2019, Pt.2). Namentlich betrifft dies die folgenden Parzellen:

Kat.-Nr. 1 305 (südwestlicher Teil)
Kat.-Nr. 2029 (südlicher Teil)
Kat.-Nr. 1 448, (westlicher Teil)

t Der Perimeter des Kernzonenplans ist um die genannten Parzellenteile zu eruveitern
und mit demjenigen des Ortsbildinventars abzugleichen.

Schw arz beze ich nete G ebä u d e

Die Festsetzungsinhalte zur Bebauungsstruktur werden mit der Be-zeichnung ..schwarzes

Gebäude" (BZO Art. 5) gesichert. Aus den Unterlagen ist nicht ersichtlich, ob und inwiefern
die Hauptfirstrichtung (BZO An. 10)sowie die "wichtigen Begrenzungen von Strassen-,
Platz- und Freiräumenu gemäss KOBI gesichert werden. Es ist nachzuweisen, wie mit dem
Kernzonenplan sowohldie Anforderung an ein (prägendes Gebäuds" (KOBI), die Haupt-

N
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firstrichtung, als auch an eine "wichtige Begrenzung von Strassen-, Platz- und Freiräu-

msn,' (KOäi) gewährleistet werden kann. Alfenfalls ist zusätzlich zur Bezeichnung, der
,,schwärzen'Gäbäude", je eine Linie zur Sicherung der Firstrichtung und der "wichtigen
Begrenzung von Strassen-, Platz- und Freiräumen)' einzuführen'

, Es ist nachzuweisen, wie mit den *schwarzen Gebäuden,, sowohl die Anforderung

an ein (prägendes debäude,,, an die Firstrichtung und auch an eine "wichtige Be-

grenzung vön Strassen-, Platz- und Freiräumep" (KOBI) gewährleistet werden kann.

Beider Bezeichnung der.,schwarzen Gebäude" wurden die gemäss kantonalem Oftsbil-

Oinventar "prägendön Gebäude" nicht vollständig übernommen. Ebenfalls gibt es Differen-

zen bei der'Beieichnung der Hauptfirstrichtung und der mit einer ..wichtigen.Be.grenzung

von Strassen-, Platz- uni Freiräumen" maikierten Gebäude. Bei der Uberarbeitung des

Kern2onenplans sind die im KOBI definierten Schutzziele grundsätzlich zu übernehmen,

Ausnahmen sind ortsbaulich zu begründen. Zur Sicherung Oer Schutzziele ist die Markie-

rung folgender Gebäude zu überarbeiten;

- Gebäude Vers. Nr. 1105 ((prägendes Gebäude", Hauptfirstrichtung)
-ffi..pi.agänoesGebäude,,,Haupifirstrichtung,"wichtigeBegren-

zttng von Strassen-, Platz- und Freiräumefl")
- Gebäqde Vers. Nr. 1 164 (,;prägen{es Gebäudeu, Hauptfirslrichtung)
-ffi..wicnt]geBegrenzungvonStrassen-,Platz.undFreiräumen")
.ffi(.<prägendesGebäude",Hauptfirstrichtung,"wichtigeBegren-

@latz- und Freiräumen")

t Die Markierung der Gebäude Vers. Nr. 1 105, 104, 1 164, 162 und 221 isl zu überar-

beiten.

Grau bezeichnete Gebäude

ln Art. S Abs. 2 wird der Umgang mit den ..übrigen Gebäuden', $€re$€lt, deren Signatur

äner im Kernzonenplan fehf Diäse ist zu ergänzen, da die übrigen Gebäude mit einer Be'

stimmung in der Zonenordnung verknüpft werden.

t Die übrigen Gebäude sind als Signatur in der Legende der Kernzonenpläne aJ er-

gänzen

Bau- und Zonenordnung (BZO)

Art. 5 lJm- und Ersatzneubauten (Gewässerraum)

Verschiedene (schwarz,, bezeichnete Gebäude im Kernzonenplan befinden sich innerhalb

des Uferstreifens des Dodbachs, öffentliches Gewässer Nr. 2.0 und des Hirslenbachs, öf-

t* ticn.. Gewässer Nr. 2.1. lm Falle eines Ersatzbaus muss geprüfl werden, ob die Baute

nicht weiter vom Gewässer entfernt erstellt werden muss, um die Gewässerfunktionen

iHo.n*ä.rerschutz, Zugänglichkeif zym Gewässer zu Unterhaltözwecken, natürliche Funk-

iion"n, Gewässernutzung) iinerhalb des Ufeistreifens bzw. Gewässerraums dauerhaft si-

cherzustellen.
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Um die Vereinbarkeit mit dem übergeordneten Flecht zu gewährleisten, ist in Art. SBZO zu

ergänzen, dass bei Um- und Ersatzbauten Abweichungen vom Gebäudeprofil(Lage, Stel-
lung eto.) möglich sind, wenn der RaumbedarJ des Gewässers (Gewässerraum) dies erfor-
Oeri. oiebe Abktärung muss im Rahmen einer umfassenden lnteressenabwägung erfolgen.
Die Kernzone gilt im gewässerräumlichen Kontext als "dicht überbaut".

t ln Art. 5 der Bau- und Zonenordnung ist zu ergänzen, dass bei Um- und Ersatzbau-
ten Abweichungen vom Gebäudeprofil möglich sind, wenn der Raumbedad des Ge.
wässers (Gewässerraum) dies erfordert. Diese Abklärung muss im Rahmen einer
umfassenden lnteressenabwägung erfolgen. Die Kernzone gilt im gewässerräumli-
chen Kontext als "dicht überbaut"

Art.7 Nutzweise

ln Art. 7 Nutzweise wird für die Kernzone Weiler lsmatt, im Gebiet Unterdorf sowie entlang
der Zürcher- und Affolternstrasse (auf einer Bautiefe) die Zulässigkeit von mässig stören-
den Betrieben geregelt. lm Zonenplan ist das "Gebiet Unterdorf,, nicht gekennzeichnet (nur
im Kernzonenplan werden Unterdorf und Oberdod benannt bzw. unterschieden), somit
bleibt unbestimmt, für welches Gebiet diese Regelung gelten soll.

t Ar1. 7 ist dahingehend anzupassen dass unmissverständlich klar wird, welches Ge-
biet mit "Gebiet Unterdorf" gemeint ist und/oder es ist dieses im Zonenplan entspre-
chend zu kennzeichnen.

Ar1. 1 0 Hauptfirstrichtung

Wie bereits in Zusammenhang mit dem Kernzonenplan enruähnt ist nachzuweisen, wie mit
den "Schwarzen Gebäuden" sowohldie Anforderung an ein (prägendes Gebäufls", an die
Firstrichtung und auch an eine "wichtige Begrenzung von Strassen-, Platz- und Freiräu-
mgnu (KOBI) gewährleistet werden kann. Mit Art. 10 BZO werden die Hauptfristrichtungen
gesichert und deren Bedeutung geregelt. Die Hauptfirstrichtungen sind aber im Kernzonen.
plan nicht dargestellt (oder nicht erkennbar), daher sind in diesem Punkt Kernzonenplan
und Zonenordnung nicht kongruent.

+ Es ist sicher zu stellen, dass die Kongruenz zwischen Afi. 10 und Kernzonenplan
gegeben ist.

Art. 9 Gestaltung und Einordnung der Bauten

Art. 9 Abs. 2 bestimmt, dass Balkone und Lauben (u.a.) in der Regel nicht über die Flucht
des Dachvorsprungs hinausragen dürfen. Die Formulierung ist zu unbestimmt denn es wird
nicht ausgeführl, welcher Fall "die Regel" ist bzw. unter welchen Umständen eine Aus-
nahme gemacht werden kann.

+ Art. 9 Abs. 2 ist entsprechend o.s. Hinweis anzupassen: entweder ist eine bestimmte
Formulierung zu wählen oder es ist der Artikel so zu ergänzen, dass klar wird was
als Regel und was als Ausnahme gilt.

Kapitel B Kernzone Weiler Fromoos' Ergänzender Aftikel Parkierung

Analog Ar1.12 in Kapitel A Kernzone und Kernzone Weiler lsmatt, wird empfohlen, auch in

Kapitel B Kernzone Weiler Fromoos eine Regelung bezüglich der Parkierung einzuführen.

N



N Baudirektion
10t21

lnsbesondere zum Schutz der für das Ortsbild wichtigen und sensiblen Aussenräume wie

Vorgärten und Bauerngärten aber auch Einzelobjekte wie Brunnen oder Bäume. Da ge-

mäss Art. 30 Abs. 2 Veränderungen des natürlichen Bodens nur vor Haus' und Kellerzu-
gängen gestattet sind wird rückgeschlossen, dass Tiefgaragen ausgeschlossen sind. Umso

üvicntigei ist es, die oberirdische Parkierung zu regeln, zumal bei Neubau insbesondere der

Gebaüde A und B, die AnzahlWohneinheiten (und des entsprechenden Parkplatzbedads)

im Weiler sich - im Verhältnis - deutlich erhöhen könnte.

t Es wird dringend empfohlen, einen ergänzenden Artikelzur Regelung der Parkie-

rung in der Kernzone Weiler Fromoos einzuführen. Dabei ist darauf zu achten, dass

insdesondere die für das Ortsbild wichtigen Aussenräume, aber auch Einzelobjekte

wie Brunnen oder Bäume, geschützt werden können'

Art. 22 Abs. 3 Neubauten Hauptgebäude, Grundmasse

Analog zu Art. 20 wird der Vollständigkeitshalber empfohlen, den Artikelwie folgt zu ergän-

zeni

+ Anstelle der im Kernzonenplan schwarz und grau bezeichneten Gebäude und Ge-

bäudeteitesind Neubauten unzulässig.

Art. 27 Abs.2 Rückbau und zusätztiche Bewilligungspfticht

Der im Artikel eingeführte Zusalz "die für das Ortsbild von Bedeutung sind" ist irreführend,

denn es suggeriert, es könne auch schwarz bezeichnete Gebäude geben welche für das

Ortsbild niäävon dedeutung sind (und daher ohne rechtskräftige Bewilligung einer Ersatz-

baute zurtrckgebaut werden könnten). Hingegen wird bereits mit At1" 18 bestimmt, dass

schwarze Ge6aude (zu erneuern, umzubauen oder zu ersetzen" sind (der reine Rückbau

also keine zulässige Option ist). Um Unklarheiten und Widersprüche zu vermeiden, ist der

Artikel wie folgt anzupassen:

t ,.Der Abbruch Rückbau von im Kernzonenplan schwarz bezeichneten Gebäuden,
dad nur gestattet werden, wenn [...]"

Art. 3A Abs. 3 lJmgebungsgestaltung und Terrainveränderung

Art. gO Abs. 3 bestimmt, dass ,.im Übrigen auch die Bestimmungen gemäss Kapitel lll und

lV BZO anwendbar sind". Warum auch Kapitel lll aufgeführt wird, ist unverständlich, regelt

dieser doch die Arealüberbauungen und den Aussichtschutz - beides Regelungen, welche

für die Kernzone Weiler Fromoos nicht zutreffen bzw. nicht anwendbar sind. Der Artikel ist

daher wie folgt anzuPassen:

+ *lm übrigen sind auch die Bestimmungen gemäss Kapitelt{+{rnd lV BZO anwend'
bar'.

Art. 47 lJmgebungsgestaltung / weitere (Naturschutz)

Bei der Bau- und Zonenordnung ist es sinnvoll, für die Erhaltung der Vielfalt der wild leben-

den einheimischen Pflanzen und Tiere, innerhalb des Siedlungsgebiets zusätzliche ökologi-

sche Massnahmen wie die Forderung einer minimalen Grünllächenziffer ($49 PBG), die Er'

haltung und der Ersatz von bezeichneten Baumbeständen und gebietsweise angemessene

Neupflanzungen sowie die Begrünung von Flachdächern ($76 PBG) aufzuführen.
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+ Bei der Bau- und Zonenordnung sind zusätzliche ökologische Massnahmen, wie die
Einführung einer minimalen Grünflächenziffer ($49 PBG), die Erhaltung und der Er-
satz von bezeichneten Baumheständen und gebietsweise angemessene Neupflan-
zungen sowie die Begrünung von Flachdächern ($76 PBG) aufzuführen.

t Die Bau- und Zonenordnung ist wie folgt zu ändern/zu ergänzen (Anderungen und
Ergänzungen in kursiv): Att.47 Umgebungsgestaltung - Textergänzung: "Die Sied-
lungsränder ... beispielsweise mit lockerer, möglichst einheimischer und standoftge-
rechterBaumbepflanzung und ... "'

Art. 48 Abstellplätze Motorfahrzeuge, Anzahl

Vgl. Ausführungen und Anträge zuKap.5.3.4.5 des Planungsberichts zur Revision der Nut-
zungsplanung.

Art. 49 (neu) Fahrräder und fahrzeugähnliche Geräte

ln dem Artikelwerden die erforderliche Anzahl der Veloabstellplätze geregelt.
Wir empfehlen eine Aufrundung der Anzahl bei Bruchteilen auch aufgrund dessen, dass
möglicherweise die Kinderwagen und andere Geräte beiden Veloabstellplätzen abgestellt
werden.

Weilerkernzone '

Fs werden keine Objekte im Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler (BLN)
tangiert. Der Weiler lsmatt befindet sich jedoch auf einem Objekt Nr. 107-17 (Endmoränen-
wälle von Hedingen). Das Ziel ist der Erhalt dieses Endmoränenwalls. Es dürJen dement-
sprechend keine beeinträchtigenden Geländeveränderungen vorgenommen werden.

t Die Weilerkernzonenvorschriften sind dahingehend anzupassen, dass keine Terrain-
veränderungen vorgenommen werden dürfen, sofern sie für den Erhalt des Ofisbil-
des des Weilers nicht zwingend notwendig sind..

S ied I u ngse ntwässe ru ng

Die im Zweckartikelgeforderte nachhaltige Entwicklung der Gemeinde, der haushälterische
Umgang mit den natürlichen Ressourcen und das Schonen der wichtigen Lebensräume für
Menschen, Tiere und Pflanzen erfordern auch einen guten Umgang mit dem Regenwasser
in den Siedlungsgebieten.

Artikel 1 des Bundesgesetzes über den Gewässerschutz verlangt die Sicherung der natürli-
chen Funktion des Wasserkreislaufs und Aftikel 7 das Versickern lassen des von bebauten
und befestigen Flächen abfliessenden, nicht verschmutzten Regenabwassers. Die Erfah-
rung der letzten Jahrzehnte hat gezeigt, dass diese Gebote der Siedlungsentwässerung in
der Baubewilligungspraxis sehr oft zu wenig konsequent umgesetzt wurden und nach wie
vor viel zu viel Regenwasser direkt in ein O-berflächengewäsäer oder sogar unnötigenrueise
auf die Abwasserreinigungsanlage abgeleitet wird. Gerade auch im Zeichen der Klimaer-
wärmung mit voraussichtlich längeren und heisseren Trockenperioden ist es von herausra-
gender Bedeutung, dass das Regenwasser möglichst am Ort des Anfalls bleibt und versi-
ckeft, verdunstet und von Pflanzen aufgenommen wird. Der Sicherung der Funktion des
natürlichen Wasserkreislaufs soll daher auch mit raumplanerischen Mitteln Nachdruck ver-
liehen werden.
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ln bereits bestehenden Bau- und Zonenordnungen anderer Gemeinden wurden sinnge'
mäss die folgenden Bestimmungen formuliert, die wir ausdrücklich begrüssen:

1. Flachdächer (Anm.: wo diese zugelassen sind) sind weitgehend zu begrünen.und so

zu gestalten, dass das darauf anfallende Regenwasser mÖglichst weitgehend zurück-
gelialten wird, von Pflanzen aulgenommen wird und verdunstet und bei starken und

langanhaltenden Niederschlägen am Boden zur Versickerung gebracht wird. (Anm.:

Dai Erstellen von nicht begrünten Dachterrassen und technischen lnstallationen ist

zulässig.)
2. Oberirdische Parkplätze sowie private Wege und Plätze sind grundsätzlich wasser-

durchlässig zu gestalten oder über die Schulter zu entwässern. (Anm.: ausser der
Grundwasserschutz verlangt andere Lösungen.)

B. Beider Umgebungsgestaltung (Anm.: Gestaltung der Umgebung von Bauten und An'
lagen und der Grün- und Freiräume) sind geeignete Flächen, Mulden, Gräben, Baum-

scheiben und dergleichen, für das Zurückhalten und Versickern des Regenabwassers
von Dächern und anderen versiegelten Flächen, als attraktive und multifunktional nutz-

bare Elemente zu integrieren. (Anm.: die Mehrfachnutzung der Flächen als attraktive
Gestaltungselemente für die Erholung und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen er-

höhen deren Attraktivität und Akzeptanz.)
4. Frei- und Grünräume sollen möglichst viele Bäume enthalten. (Anm.: Für ein ausgegli-

chenes Mikroklima haben Bäume eine herausragende Bedeutung')

lnformationen zum Thema sind unter anderem in der Zeitschiift Collage Nr. 5/2019 "Klima-
veränderung im städtischen Raum" zU finden, siehe hltps:i1www.f-q-u.ch -> Collage.

+ Die vier oben enruähnten Aspekte des nachhaltigen und zeitgemässen Umgangs mit

Regenwasser in Siedlungen sind im Planungsbericht nach Ar1. 47 zu erörtern und

sinÄgemäss an geeigneter Stelle als Bestimmungen in die Bau- und Zonenordnung
aufzunehmen.

Luftrei n h attu n g u nd Kl i masch utz

Gemäss Leitlinie 2 des kantonalen Richtplans vom 18. September 2015 (Raumordnungs-

konzept) ist die Entwicklung der Siedlunglstruktur schwerpunktmässig auf den öffentlichen

Verkehr(ÖV)auszurichten. Damit hatderÖV mindestens die Hälfte des Verkehrszuwachses
zu übern'ehmen, welcher nicht auf den Velo. oder Fussverkehr entfällt (kantonales Modal-

Split-Ziel).

Gemäss S 242PBG ist die Zahl der Abstellplätze nach dem Angebot des öffentlichen Ver-

kehrs fesizulegen. Gemäss Vorlage reduziert sich die Anzahl Pflichtabstellplätze innerhalb

Oer ÖV-gutekässe B auf 60%. Wir beantragen, die Reduktion auch auf die anderen Nut-

zungsarten anzuwenden und eine angemessene Reduktion des Mindestbedaffs an.Stellplät-
zen festzulegen. Weiter empfehlen wir, die P{lichtabstellplätze auch innerhalb der Güte'
klasse C zu reduzieren.

t Der Pftichtbedar{ an Fahrzeugabstellplätzen ist innerhalb Oer ÖV-Guteklasse B tür alle
Nutzungen zu reduzieren.
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Planungsbericht zur Nutzungsplanung nach Art. 47 RPV

G e mei n deü be rg reifende E ntwickl u n g H edi ge rtel d
Das Hedigerfeld hildet den Übergang des Siedlungsgebiets zwischen Affoltern'am Albis
und Hedingen. Das Gebiet liegt in der kommunalen Landwirtschaftszone, aber innerhalb
des Siedlungsgebiets gemäss kantonalem Richtplan. lm REK ist das Gebiet auf der Seite
von Hedingen als langfristiges Entwicklungsgebiet ausgewiesen. Dies wird im Planungsbe-
richt erwähnt. Ebenfalls wird enruähnt, dass keine Entwicklungsabsichten bestehen. Den-
noch sollte im Bericht enruähnt werden, dass zu dem Zeitpunkt an dem die Entwicklungs-
planung des Hedigerfelds aufgenommen werden soll,.diese nicht nur in Absprache mit der
regionalen Planungsgruppe ZPK, sondern auch mit der Stadt Affoltern am Albis, erfolgen
soll.

t lm Planungsbericht ist zu ergänzen, dass die Entwicklungsabsichten für das Hediger-
feld in Absprache mit der Stadt Affoltern am Albis erfolgt.

Kap. 5.2.1 Umzonungen, Zonenplanänderung Nr. 2 Gebiet Hedigerweiher - Wald

Zur Zonenplanänderung Nr. 2 Gebiet Hedigeruveiher ist folgendes zu beachten: Die Bäume
und Sträucher auf dem Damm des Hedigerweihers auf der Parzelle Kat.-Nr. 1054 gelten
gemäss Art. 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes über den Wald (WaG) nicht als Wald. Dies
wurde im Rahmen der periodischen Nachführung der amtlichen Vermessung, Thema Wald,
entsprechend korrigiert. Die Fläche wird im Zonenplan zukünftig als Erholungszone ausge-
schieden. lm Beschrieb zur Zonenplanänderung Nr. 2 (S. 21) ist folgende Formulierung zu
übernehmen.

+ lm Planungsbericht ist zu ergänzen, dass Bäume und Sträucher auf Einrichtungen
zur Stauhaltung und in deren unmittelbarem Vorgelände nicht als Wald gemäss Art.
2 Abs. 3 WaG gelten.

Kap. 5.3.4.5 Abstellplätze für Moturtahrzeuge

Die Gemeinde Hedingen beabsichtigt, die vorhandenen Regelungen unverändert zu über-
nehmen mit Anpassungsmöglichkeiten/Reduktionsmöglichkeiten in Kernzonen,

Die beabsichtigen Ansätze zur Ermittlung des Parkplatzbedarfs sind nicht mehr zeitgemäss
und widersprechen der Absicht der Veränderung des Mobilitätsverhaltens hin zur Nutzung
von ÖV und zum Fuss- und Veloverkehr und zur Entlasttrn$ der Strasseninfrastrukturen.

Die Regelung zur Ermittlung der Abstellplätze für Molorfahrzeuge sollte grundsätzlich auf
der gültigen kantonalen Wegleitung zur Regelung des Parkplatz-Bedads in kommunalen
Erlassen basieren.

Die kantonale Wegleitung zur Regelung des Parkplatzbedads stammt aus dem Jahr 1997
und war in einer revidierten Form im Jahr 2018 in der Vernehmlassung. Die lnkraftsetzung
ist noch ausstehend. Ein wesentlicher Unterschied war Aktualisierung der Zuordnung der
Gemeinden zu Gemeindetypen neu auf der Basis der Handlungsräume des kantonalen
Baumordnungskonzepts. Hedingen wird damit zukünftig wie bereits die Nachbargemeinde
Affoltern a.A. dem Gemeindetyp 2 zugeordnet, was zur Folge hat, dass für den massge-
benden Bedarf in Abhängigkeit von der OV-Güteklasse neben der minimal edorderlichen
Anzahl Parkplätze auch die Zahl der maximal zulässigen Anzahl festzulegen ist.
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Es wird empfohlen, dass die Gemeinde Hedingen sich an den Vorgaben für Gemeindetyp 2

analog der Nachbargemeinde Affoltern orientiert'

Aufgrund der guten ÖV-Erschliessung wäre es denkbar, dass lnvestoren die Anzahl der
pfliähtparkpläiäe unterschreiten möch:ten (z.B.tür autoa.rmes Wohnen). ln diesem Fall

empfidntt es sich, die Erstellung eines geeigneten Mobilitätskonzepts zu verlangen, wel'

ches darlegt, wie die Nutzer der Liegenschaft ihre Wege zurückgelegen un_d welchg Ge-

g"nrursnähmen getroffen werden,fnenn dies nicht eintrifft. Zielwäre der Schutz des öf-

f-entlichen Raumes vor wideriechtlich abgestellten Fahrzeugen.

Es wird empfohlen, dass der Fall der Unterschreilung der Pflichtparkplätze ergänzt wird

und an die Verpflichtung zur Erstellung eines geeigneten Mobilitätskonzepts als Genehmi'
gungsgrundlage gebunden wird.

Naturschultz

Nach Art. 18 Abs. 1 des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR

451) vom 1 . Juti 1966 ist durch die Erhaltung genügend grosser Lebensräurne (Biotope)

und'andere geeignete Massnahmen dem Aussterben einheimischer Tier- und Pflanzenar-

ten entgegeÄzurnlirfen. Besonders zu schützen sind u.a. Uterbereiche, Feldgehölze, Tro-

ckenraöeÄ und weitere Standorte, die eine ausgleichende Funktion im Naturhaushalt edül-

len'oder besonders günstige Voraussetiungen für Lebensgemeinschaften aufweisen (4ft.

18 Abs. l bis).

Durch die Bautätigkeit und insbesondere auch im Zug der Nachverdichtung stehen inner-

halb des Siedlunglgebiets viele Grünräume von ökologischem Wert unter Druck' lm Pla-

nungsbericht zur-Nützungsplanung werden die überkommunalen und kommunalen Festle-

gun[en zum Natur- und Landschaftsschutz als Grundlagen aufgeführt. Dieq wird.begrüsst.

ÜmIm Rahmen von Bauvorhaben eine frühzeitige Berücksichtigung der Schutzobjekte zu

gewährleisten, ist der Umgang mit den Schutzobjekten zu definieren.

t Um im Rahmen von Bauvorhaben eine frühzeitige Berücksichtigung der Schutzob-
jekte zu gewährleisten, ist der Umgang mit den Schutzobjekten an geeigneter Stelle

im Planungsbericht zur Nutzungsplanung zu ergänzen.

Planungsbericht zur kommunaten Richtplanung nach Art.47 RPV

Kapitet 5, Übergeordnete Richtptanung

ln diesem Kapitelwird auf die kantonalen und regionalen Richtpläne eingegangen, aller-

dings werden die strategischen Aussagen bezogen auf die.konkrete Situat'ton in Hedingen

nuiteilweise präzisiert. 
-Es 

wird lediglich auf wenige; selektive lnhalte aus dem ieweiligen
Teil Verkehr öingegangen. Das Thema Abstimmung Siedlung und Verkehr wie z.B. die An-

gaben zum Hanätu-ngsraum und entsprechende Vorgaben gemäss dem kantonaleri Richt-

plan fehlen gänzlich.

So lässt sich nur teilweise erkennen, welches die Vorgaben der übergeordneten Richtpla-

nung an die kommunale Richtplanung sind. Unter anderem fehlen auch Aussagen zum an-

gestrebten Mobilitätsverhalten (Modalsplit)
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Das Kapitel sollte gewährleisten, dass nachvollzogen werden kann, dass die angestrebten
Ziele und vorgesehenen Massnahmen zweckmässig und mit den übergeordneten Planun-
gen und Vorgaben vereinbar sind.

) Das Kapitel 5 ist bezüglich dem Thema Abstimmung Siedlung und Verkehr zu über-
arbeiten und nachvollziehbar zu vervollständigen.

Kapitel6.l, Ziel und Zweck der kommunalen Bichtplanung

Die Abstimmung von Siedlung und Verkehr als wesentlicher lnhalt des Richtplans wird bei
den Zielen nicht enarähnt.

+ Das Unterkapitel 6.1 soll bezüglich dem Thema Abstimmung Siedlung und Verkehr
entsprechend ergänzt werden.

Kapitel 6.2, Grundlagen und Analysen

Das enruähnte "Sanierungs- und Aufwertungskonzept Fusswegnetz" der AKP Verkehrsin-
genieur AG wurde nicht mit eingereicht, entsprechend können davon abgeleitete lnhalte im
kommunalen Richtplan nicht vollständig beurteilt werden.

+ Es wird gebeten, dass auch das "Sanierungs- und Aufwertungskonzept Fussweg-
netz" der AKP Verkehrsingenieur AG mit eingereicht wird.

Teile der Verkehrserschliessungsverordnung wurden am 20. April202O vom Kantonsrat
genehmigt (KR-Nr. 5542/201 9).

Entgegen der Bezeichnung des Kap.6.2.2.4 ("Abschätzung des künftigen Verkehrsauf-
kommens") werden in dem Unterkapitel lediglich Bevölkerungs- und Beschäftigtenzahlen
hergeleitet mit dem Zweckder Uberprüfung der Sammelstrassen (Kap. 6.2.2.5).

) Kap.6.2.2.4 soll umbenannt werden zu "Abschätzung von Bevölkerung und Be-
schäftigten innerhalb der Bauzonen".

t ln Kap. 6.2 oder ein Unterkapitelsoll ergänzt werden, von welchem zusätzlichen
Verkehrsaufkommen aufgrund der Entwicklung von Bevölkerung und Beschäftigten
ausgegangen wird.

Es ist darüber hinaus empfehlensweft, dass zusätzlich auch eine Analyse zur Verkehrs-
nachfrage (lst und Trend) als Teil der Analyse aufgenommen wird. Ausserdem ist die Aus-
weisung der Stärken und Schwächen des bestehenden/geplanten Verkehrsangebots vor
dem Hintergrund der erwadeten Nachfrageentwicklung und die Ableitung des Handlungs-
bedarfs empfehlensWeft. Die könnte auch pro Verkehrsträger erfolgen (s.u.).

Kapitel 6.2.3, Analyse Fuss- und Veloverkehr

ln diesem Kapitel wird in erster Linie das Vorgehen der Fuss- und VelonetTplanung üe-
schrieben. Für die Fusswegeplanung wurde eine Studie der AKP Verkehrsingenieür AG er-
stellt, die aber nicht Teil der abgegebenen Unterlagen ist. Eine Beudeilung der lnhalte des
kommunalen Richtplans Verkehr ist damit erschwert. Die Analyse sowie die Anforderungs-
kriterien für das Velowegnetz sind nicht erkennbar.
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Für beide Verkehrsarten fehlen im Richtplan Aussagen zu VerkehrsbeziehUngen, Zielgrup-
pen, Wegezweck, Anforderungen der Gemeinde Hedingen an die Qualität der lnfrastruktu-
ren. Wo ünd warum gibt es Handlungsbedarf? Welche Rolle spielen Fuss- und Veloverkehr
bei der Abstipmung von Siedlung und Verkehr?

+ Es wird gebeten, das Sanierungs- und Aufwertungskonzept Fusswegnetz der AKP
Verkehrsingenieur AG mit einzureichen. Eine entsprechende Beurteilungsgrundlage
für den Veloverkehr ist zu erstellen.

Kapitel6.S

Die Kapitelnummerierung stimmt nicht.

t Die Kapitelnummerierung ab Kapitel6.3 ist zu überprüfen.

Kapitel 6.4, Gesamtstrateg ie

Die Gesamtstrategie ist unvollständig. Es fehlen Ziele, nach denen das Verkehrsangebot
und die -nachfrage in der Gemeinde entwickelt werden sollen. Auch fehlen Ziele bzgl. des
kommunalen Beitrags zur Erreichung des Modalsplit-Ziels, wie es im regionalen bzw: kan-
tonalen Richtplan definiert ist. Schliesslich fehlen auch Grundsätze und Stossrichtungen,
wie sich die Ziele erreichen lassen unter Berücksichtigung aller wesentlichen Verkehrsafien
(MlV, ÖV, Veloverkehr, Fussverkehr, Parkierung). Für diesbezüglichen Details siehe Merk-
blatt Kommunaler Richtplan Verkehr des AFV vom November 2018.

Wir stellen im Folgenden auch entsprechende Empfehlungen zu Grundsätzen und Stoss-
richtungen bzw. strategischen Ausrichtung jeweils bei den Kapiteln zu den einzelnen Ver-
kehrsträgern.

Das Kapitel 6.4 ist das zentrale Fundament des kommunalen Richtplans Verkehr, denn alle
Massnahmen in den lnfrastrukturnetzen und die künftigen Nutzungsplanungen/Baubewilli,
gungen werden daran gemessen, ob sie der Strategie dienen oder nicht. Sie ist die lang-
fristige behördenverbindliche Leitlinie für die Verkehrs- und Mobilitätsentwicklung der
nächsten 15 Jahre.

t Das Kapitel 6.4 soll ergänzt und konkretisiert werden, so dass die Massnahmen des
Richtplans und der Nutzungsplanung hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zur Erreichung
der Ziele überprüft werden können.

6.5, Massnahmen MIV

Das Kapitel geht auf einzelne offenbar betriebliche Schwachstellen im MIV-Netz ein, zu de-
nen konkrete Massnahmen bereits geplant sind. Aus dem Bericht geht jedoch nicht hervor,
welche Funktion den Strassen im Siedlungsgefüge zugeordnet wird bzw. werden soll.
Ebenfalls ist keine Strategie zum MIV auf Gemeindegebiet ersichtlich. Welche Strassen ha-
ben welche Funktion? Sind Anpassungen geplant? Welche Auswirkungen hat dies auf die
Siedlungsentwicklung? Hedingen hat nicht nur Durchgangsverkehr, sondern übenruiegend

Quell-, Ziel- und Binnenverkehr. Mit den vorliegenden lnformationen ist die Abstimmung
von Siedlung und Verkehr nicht nachvollziehbar.
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Es wird empfohlen, die strategische Ausrichtung der lnfrastruktur des MIV in Abstimmung
mit dem zu enruartenden Verkehrsaufkommen, den Mobilitätszielen und der angestrebten
Siedlungsentwicklung der Gemeinde darzulegen.

Kapitel 6.6, Massnahmen' Parkierung MIV
Das Kapitel enthält eine knappe Analyse, jedoch keinen Hinweis auf die Strategie der Ge-
meinde Hedingen im Umgang mit dem ruhenden Verkehr wie Standorte, allfällige Verände-
rung der Anzahl öffentlicher Parkplätze und der Bewirtschaftung.

Parkierungsanlagen haben einen grossen Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl und sind da-
her eine wichtige Stellschraube zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens von Bevölke-
rung, Besuchern und Beschäftigten.

Es wird empfohlen, Die strategische Ausrichtung des PP-Angebots und der Bewirtschaf-
tung in Abstimmung mit den Mobilitätszielen der Gemeinde darzulegen.

Kapitel 6.7, Offentlicher Verkehr

Es wird empfohlen, die strategische Ausrichtung des Angebots im ÖV in Abstimmung mit
den Mobilitätszielen der Gemeinde darzulegen.

lm Planungsbericht wie auch im Riihtplantext werden Aussagen zu Linienführungen des
öffentlichen Verkehrs gemacht. ln $19 des Gesetzes über den öffentlichen Personenver-
kehr ist festgelegt, dass das Verbundangebot durch den Verkehrsrat festgelegt wird. Dies
umfasst auch Linienführung, Bedienungshäufigkeit und Betriebszeiten von Buslinien. Dem-
zufolge sind Einträge und Aussagen im kommunalen Verkehrsplan lediglich als lnformation
zu verstehen.

ÖV-Cutettassen werden sowohl im Planungsbericht, als auch im Richtplantext (Kap. 6.1)
eruvähnt. Nur die kantonale Angebotsverordnung ist für die Beurteilung der Erschliessungs-
pflicht massgebend.

Kapitel6.8, Fuss- und Wanderwege

Das erwähnte ..Sanierungs- und Aufwertungskonzept Fusswegnetz' der AKP Verkehrsin-
genieur AG wurde nicht mit eingereicht. Die Ausführungen können daher nicht beurteilt
werden.

+ Es wird gebeten, das "Sanierungs- und Aufwertungskonzept Fusswegnetz" der
AKP Verkehrsingenieur AG mit einzureichen.

Es wird empfohlen, die strategische Ausrichtung des Angebots im Fussverkehr in Abstim-
mung mit den Mobilitätszielen der Gemeinde darzulegen.

Kapitel6.7, Radwege / Veloverkehr

Es werden nur teilweise Aussagen zu Ausbaustandards von Velowegen oder Parkierungs-
anlagen gemacht. Ausserdem ist nicht erkennbar, welche Wegbeziehungen und welcher
Verkehrszweck den Planungen zugrunde liegen.
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Es wird empfohlen, die strategische Ausrichtung und die Grundsätze des Angebots im Ve-
loverkehr (inkl. Abstellanlagen) in Abstimmung mit den Mobilitätszielen der Gemeinde dar-
zulegen.

KapitelT, Abstimmung Siedlung und Verkehr

Es wird empfohlen, dass anstelle eines eigenen Kapitels die Nachweise der Abstimmung
von Orts- und Verkehrsplanung in den Kapiteln der jeweiligen Verkehrsträger bzw, in der
Gesamtstrategie verankert werden.

Richtplantext zum Kommunalen Verkehrsrichtplan

Allgemein

An"gesicfrts der vorangehend festgestellten Mängel des Planungsberichts ist es uns nicht
vollständig möglich; die im Richtplan eingetragenen und im Text beschriebenen Massnah-
men auf ihre Wirksamkeit im Sinne der Abstimmung von Siedlung und Verkehr hin zu prü-

fen, da die strategische Ausrichtung der Verkehrs- und Mobilitätsentwicklung nicht ablesbar
ist.

Es wird empfohlen, die strategischen Kernaussagen des Planungsberichts in die Zielvorga'
beir des Richtplantextes zur Gesamtstrategie wie zu den Verkehrsträgern zu übeftragen
und den Bichtplantbxt entsprechend zu überarbeiten.

Kapitel 6, Offentlicher Verkehr

lm Verkehrsrichtplantext wird unter Kap. 6.4 die Massnahme aufgefühft, welche die Anord-
nung und Anzahl der Bushaltestellen überprüfen soll. lnsbesondere soll eine zusätzliche
zentrumsnahe Bushaltestelle geprüft werden.

Gerne möchten wir die Gemeinde bitten, frühzeitig PostAuto in diese Überlegungen mitein-
zubeziehen.

Weiter möchten wir darauf hinweisen, dass aktuellaufgrund der hohen Nachfrage auf den
Linien 200 und 210 Angebotsausbauten während den Hauptverkehrszeiten durch PostAuto
und ZVV geprüft werden. Von diesem Ausbau sind unter Umständen auch die Anordnung
und Ausgestaltung der Haltestellen in Hedingen betroffen. Selbstverständlich wird PostAuto
lrühzeitig auf die Gemeinde zukommen, sofern die Haltestellen in Hedingen von dem An-
gebotsausbau tatsächlich tangiert werden sollen. Eine allfällige Anpassung des Angebots
wird frühestens im Rahmen der Fahrplanverfahren 2022123 und/oder 2024125 festgelegt-

KapitelB, Radwege

Das Kapitel 8 im Bericht Verkehrsrichtplantext beschreibt die lokale Velonetzplanung der
Gemeinde Hedingen. Wir begrüssen die Zielsetzungen und die Massnahmen zur Erhöhung
des Veloverkeh rsanteils.

Betreffend den Antrag der Verlegung der regionalen Velo.Hauptverbindung von der
Rainstrasse auf die Zürcherstrasse (Kap. 8.3, Massnahmen R6 und R7) haben wir tol-
gende Anmerkungen: Grundsätzlich teilen wir die Ansicht, dass die Verlegung der Velo-
hauptverbindung auf die Zürcherstrasse sinnvoll ist. Die engen Platzverhältnisse auf der
Zürcherstrasse in diesem Abschnitt erlauben aber kurz- und mittelfristig keinen Ausbau der
Veloinfrastruktur gemäss den Anforderungen an eine Velo-Hauptverbindung. Ausserdem
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erfolgte eben erst, Anfang 2020, die Bereinigung des kantonalen Velonetzplans, anlässlich
derer von der ZPK die Linienführung gemäss regionalem Richtplan nicht in Frage gestellt
wurde. Zum jetzigen Zeitpunkt ist deshalb eine Anpassung des kantonalen Velonetzplans
nicht angezeigt.

t Die Veloverbindungen sollen ohne Anderungen aus dem Regionalen Richtplan über-
nommen werden.

Es werden gemäss Kapitel 8.3 lediglich zwei lokale Verbindungen zum regionalen Netz in
den kommunalen Verkehrsplan aufgenommen. Die Gemeinde geht davon aus, dass auf
den kommunalen Strassen aufgrund T-30'keine weiteren Massnahmen getroffen werden
müssen. Gemäss Kapitel 8.4. soll das Velonetz laulend im Rahmen von Sanierungen opti-
mieü werden. Dies kann jedoch nur edolgen, wenn bekannt ist, wo das kommunale Velo-
netz verläuft.

Es wird empfohlen, das kommunale Velonetz analog dem Fusswegnetz zu planen und im
Verkehrsrichtplan zu bezeichnen. Dort wo notwendig als bestehend. Oft bestehen punktu-
elle Schwachstellen und Handlungsbedarf bei Knoten. Die Koordinationsstelle Veloverkehr
stellt als Arbeitshilfe das Merkblatt "Kommunale Velonetzplanung" zu Verfügung (siehe
unter https://velo.zh.ch -> Velof örderung)

ln der Tabelle Badwege (Seite 15) wird vier Mal als Massnahme ,,Beschilderung der beste-
henden Radwegverbindung zum regionalen Radwegnetz" aufgeführt: Die kantonalen All-
tagsveloverbindungen sind noch nicht ausgeschildefi, das kantonale Konzept muss zuerst
überprüft werden. Lediglich die SchweizMobil Routen (in Hedingen Nr.84) sind mit den ro-
ten Wegweisern und Routennummern ausgeschildefi.

Es wird empfohlen, mit der Massnahme Ausschilderung von lokalen Alltagsverbindungen
noch etwas abzuwarten oder zumindest mit dem Amt für Verkehr abzustimmen. Aus die-
sem Grund empfehlen wir einen Koordinationshinweis bei den Massnahmen R3, R4, R5
und R11 anzubringen: ,,Koordination mit dem Amt für Verkehr"

Lärmschutz

Die Fachstelle Lärmschutz begrüsst das Vorhaben, die Verkehrsentwicklung auf der Orts-
durchfahrt in einem Monitoring zu übenrvachen. Aus unserer Sicht lässt sich der Bau einer
neuen Umfahrungsstrasse nach dem Bau der Autobahn A4 aber kaum rechtfertigen, auch
wenn die Verkehrszahlen wieder zunehmen. Diese führt zu einem weiteren Kapazitätsaus-
bau im MlV.

Es sollen vielmehr Massnahmen aufgefühü werden, die beispielsweise durch Erhöhung
Durchfahrtswiderstands zur Minderung des Durchgangsverkehrs beitragen. Einer Zunahme
der Verkehrsbelastung infolge des Binnenverkehrs durch die angestrebte Zentrumsent-
wicklung bzw. zentrumsnanen Verdichtung ist aus unserer Sicht mit Mobilitätsmanagement
sowie dem entsprrechenden Ausbau des öffentlichen Verkehrs entgegenzuwirken.

+ ln den Kapiteln 7 und 8.3.2 des Planungsberichtes zum Richtplan ist auf die Benen-
nung einer Orlsumfahrung als langfristige Massnahme zu verzichten. Die Umfahrung
ist zudem aus dem FIEK (Plan Anhang A) zu streichen.
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Bericht zum Räumlichen Entwicklungskonzept

Festlegung Gewässerräume

Die Aussage im Raumentwicklungskonzept, Kap. 4.1.2 *M9.3 Die Festlegung der-Gewäs-

serräume ü'n SieOtungsgebiet ist iir der Nutzungsplanung umzusetzen" ist unklar. Falls die

Feslegung der Gewässerräume im nutzungsplanerischen Verfahren vorgesehen ist, hätten

die Gei/äslerraumunter,lagen mit den zur Vorprüfung eingereichten Unterlagen zur Revi-

sion der Nutzungsplanungeingereicht werden müssen. Wir vermuten, dass die Gewässer-

räume eher im väreinfachten Vertahren festgelegt werden sollen. Die fragliche Aussage ist

zu präzisieren.

t Die Aussage im Raumentwicklungskonzept, Kap. 4.1,2 "M9'3 Die Festlegung der
Gewässeriäume im Siedlungsgebiet ist in der Nutzungsplanung umzusetzen" ist zu

überprüfen und ggf. zu korrigieren.

4. Weitere materielle Hinweise
Fehtende Baubewilligungen für Bauten ausserhalb der Bauzone

lm Zusammenhang mit der Prüfung der Gesamtrevision der Richt- und Nutzungsplanung

wurde festgestallt, dass um die Kernzonen lsmatt und Frohmoos diverse Bauten und Anla-

gen in derLandwirtschaltszone realisiert wurden, wofür dem Amt für Raumentwicklung

[eine Bewilligungen vorliegen. Die kommunale Baubehörde wird hierzu separat informieft

und aufgefordert, Oen baulich rechtmässigen Zustand zu prüfen und - sofern notwendig -
nachträgliche Baugesuche einzufordern.

Grundwasser

Das Gemeinde- und das Siedlungsgebiet von Hedingen liegt weitgehend im Gewässer'
schutzbereich ü8. Der südwestliche Teil des Gemeindegebiets liegt im GewässerschutzbÖ-

reich Au im Gebiet des für die Trinkwassergewinnung genutzten Grundwasserstroms von

Hedingen. lm Gebiet Zelgli liegt das Siedlungsgebiet zudem in der Grundwasserschutz-

zone Sg und an der Vorderen Zelglistrasse auf kleiner Fläche in der Zone 52 der Grund-

wasserfassung Zelgli (Grundwasserrecht GWR c 4-1). Die Grundwasserschutzzonen 52
und 53 liegenludein vollständig bzw. weitgehend in der Zone Offentliche Bauten (mit

Schulanhle Schachen). Gemäis dem Bericht zum Räumlichen Entwicklungskonzept REK

wird vorgelchlagen, im Gebiet Zelgli die längerfristig nicht lür öffentliche Bauten benötigten

Flächenjür Oie Erstetlung von Wohnbauten zu nutzen. ln der Zone S3 sind Bauten unter

dem höchsten Grundwaiserspiegel in der Regel nicht zulässig. ln der Zone 52 sind ge-

mäss dem Schutzzonenreglement für die Grundwassedassung Zelgli u.a. nur Bauten und

Anlagen zulässig, die bei Bau und Betrieb keine zusätzliche Gefährdung des Grundwas'
sersirerursachen. Bauten mit Schmutzwasseranfallsind somit in der Zone 32 nicht zuläs-

sig. ln den Grundwasserschutzzonen sollten somit keine neuen Hoch- und Tiefbauten ge-

plänt werden, solange die Grundwasserfassung Zelgli zur Gewinnung von Trinkwasser ge-

nutzt wird.

5. Formelle Hinweise
Für die Genehmigung der Flevision der Richt- und Nutzungsplanung sind die Unterlagen
(Zonenplan, Kommunaler Richtplan, Bau- und Zonenordnung, Erläuternder Bericht nach
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Art.47 RPV) im Minimum siebenfach einzureichen, wovon je zwei Exemplare das Amt für
Raumentwicklung, zwei das Baurekursgericht und eines das Verwaltungsgericht erhalten.
Zusätzlich sind die Unterlagen auf einem Datenträger oder via E-Mail (nutzungspla-
nung@bd.zh;ch) in elektronischer Form einzureichen. Weiter sind das Beschlussdokument
der Gemeindeversammlung und eine Publikationsbestätigung sowie eine Rechtskraftbe-
scheinigung betreffend den Rekurs in Stimmrechtssachen beizulegen. Der Erläuternde Be-
richt nach Art. 47 RPV muss Angaben zur Vorprüfung, Mitwirkung und Festsetzung sowie
den Bericht zu den nicht berücksichtigten Einwendungen beinhalten.

ÖREB-Kataster

ln der Weisung vom 1 3. Mär22017 ist der Nachführungsprozess kommunale (vgl. Kapitel
4.3) und kantonale Nutzungsplanung (vgl. Kapitel 4.4) beschrieben. Für die Verfährens-
schritte "öffentliche Auflage", "Festsetzungu und "Genehmigung" sind die aktuellsten di-
gitalen Date.p (Geometrien und Dokumente)durch die zuständige Katasterbearbeiter-Orga-
nisation im OREB-Kataster nachzuführen (vgl. S 6 Abs.1 i.V.m. g 15 Kantonates Geoinfor-
mationsgesetz (KGeolG) und $ 9 Kantonale Verordnung über den Kataster der öffenlich-
rechtlichen Eigentumsbeschränkungen [KOREBKV]).

Publikation

Die Planfestsetzung und der Genehmigungsentscheid der Baudirektion werden durch die
9emeinde gleichzeitig eröJfnet (vgl. $ 5 Abs. 3 PBG). Am Tag nach der Eröffnung beginnt
für die Festsetzung und die Genehmigung die 30tägige Rekürsfrist zu laufen, innert äerer
beide Akte gemeinsam beim Baurekursgericht (BRG)angefochten werden können. Sofern
keine Rekurse eingegangen sind, haben die Gemeinden das lnkrafttreten nach eingeholter
Bescheinigung zu publizieren. Erst am Tag nach der Publikation bzw. an dem von der Ge-
meinde individuellfestgelegten Datum ist die Revision der Richt- und Nutzungsplanung He-
dingen rechtskräftig.

6, Weiteres Vorgehen
Unter Berücksichtigung der oben erwähnten.Auflagen und der Voraussetzung des bilatera-
len Gesprächs mit dem Amt für Verkehr kann eine Genehmigung der Revision der Richt-
und Nutzungsplanung Hedingen in Aussicht gestellt werden. Die Vorlage wäre sodann ge-
mäss $ 5 PBG rechtmässig, zweckmässig und angemessen.

Wir hoffen, lhnen mit den Hinweisen aus der Vorprüfung bei der Weiterbearbeitung der
Vorlage behilflich zu sein. Bei Rückfragen können sie uns gerne kontaktieren. -

Freundliche Grüsse

N

(jtr?
Max Altherr




